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Einleitung

«Politik ist: Kampf». Und: «Wer Politik betreibt, erstrebt Macht. 
Macht entweder als Mittel im Dienste anderer Ziele (idealer 
oder egoistischer),  – oder Macht ‹um ihrer selbst willen›: um 
das Prestigegefühl, das sie gibt, zu genießen».1 Auf diese Formel 
hat Max Weber den Kern der Politik gebracht. Das war scharf-
sinnig. Aber Politik ist nicht nur Kampf, Machterwerb und 
Machterhalt, sondern auch Kooperation, Kompromiss und 
Konsens. Und nichts wäre Politik ohne das Bestreben, Macht in 
die gesamtgesellschaftlich verbindliche Regelung von Konflik-
ten über die Verteilung begehrter Güter zu übersetzen  – und 
hierfür bei den Wählern Zustimmung und Anerkennung zu 
gewinnen. Ob Politik in diesem Sinne in der Bundesrepublik 
Deutschland von 1949 bis heute funktioniert, welche Ergeb-
nisse sie hat und wie sie erklärt und bewertet wird – davon han-
delt das vorliegende Buch.

Das Buch ist in neun Kapitel gegliedert. Sein erstes Kapitel 
analysiert die verfassungspolitischen Prinzipien, die das Grund-
gesetz vorschreibt: Bundesstaat, Demokratie, Rechtsstaat, Re-
publik, soziales Staatsziel und ein offener Staat, der Souveräni-
tätsrechte an zwischenstaatliche Einrichtungen abgeben darf. 
Das zweite Kapitel handelt vom Souverän der Demokratie, den 
Wählern und ihrem gesellschaftlichen Umfeld. Das dritte und 
das vierte Kapitel stellen zentrale politische Kräfte und Einrich-
tungen vor  – die Parteien, die Verbände, die Zivilgesellschaft 
und die Medien, sowie den Gesetzgeber: den Deutschen Bun-
destag.

Wer in Deutschland die Regierungsgeschäfte führt, regiert 
nicht allein. 17 Regierungen sind hierzulande am Werke: eine 
im Bund, seit 1990 16 in den Ländern. Eng wird der Spielraum 
für die Bundestagsmehrheit und die von ihr getragene Bundes-
regierung, wenn ihnen eine parteipolitisch gegnerische Mehr-
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heit im Bundesrat gegenübersteht. Hinzu kommen Handlungs-
schranken infolge der Abgabe von Souveränitätsrechten an 
internationale Organisationen. Das stützt die These, dass Re-
gieren in Deutschland Regieren im «semisouveränen Staat»2 be-
deutet. Davon berichten das fünfte und das sechste Kapitel. 
Obendrein ist das Bundesverfassungsgericht ein bedeutender 
Mitregent. Ihm ist das siebte Kapitel gewidmet.

Deutschland ist als Mitglied der Europäischen Union von der 
«Europäisierung des Regierungssystems» geprägt. Von ihr und 
den Grundzügen der innen- und außenpolitischen Staatstätigkeit 
handelt das achte Kapitel. Was aus den Eigenheiten der deutschen 
Politik seit 1949 resultiert und ob sie wirklich eine Erfolgsge-
schichte ist, wird abschließend im neunten Kapitel im Lichte der 
Stärken und Schwächen der Politik hierzulande geprüft.

Das Buch zeigt, dass Machtaufteilung statt Machtkonzentrati
on die Politik in der Bundesrepublik Deutschland kennzeich-
net – ein fundamentaler Unterschied zum nationalsozialistischen 
Deutschland und zur sozialistischen Deutschen Demokratischen 
Republik. Damit kommt die Bundesrepublik der Konkordanz- 
oder Verhandlungsdemokratie nahe, die etliche kleinere Staaten 
charakterisiert. Doch Deutschland ist kein Kleinstaat, sondern 
ein wirtschaftlich potenter Großstaat. Im Unterschied zu ande-
ren Großstaaten tritt Deutschland jedoch nicht als militärisch 
gerüsteter «Machtstaat» auf, sondern als «Handelsstaat», der 
seinen Einfluss überwiegend mit Außenwirtschaft und anderen 
wirtschaftspolitischen Mitteln mehrt, und als «Zivilmacht»,3 die 
ihre Position in der internationalen Politik meist mit friedlichen 
Mitteln und im Verein mit anderen Staaten zu wahren sucht.

Dieses Buch ist die sechste, grundlegend überarbeitete und 
aktualisierte Auflage eines Werkes, das erstmals 2005 erschien. 
Bei der Anfertigung des Manuskriptes wurde mir Hilfe zuteil. 
Mein Dank gilt meiner Frau, Privatdozentin Dr. Ute Wachen-
dorfer-Schmidt, für fachliche Beratung und Korrekturlesen. 
Und für die professionelle Planung und Betreuung des Werkes 
danke ich dem C.H.Beck Verlag, allen voran Dr. Sebastian Ull-
rich, Daniela Riepe, Janna Rösch und Rosemarie Mayr.

Der Redaktionsschluss des Werkes war Mai 2026.



I.  Spielregeln

Die Bundesrepublik Deutschland ist mit 83,6 Millionen Ein-
wohnern 2024 der bevölkerungsstärkste Mitgliedstaat der 
Europäischen Union und wirtschaftlich eines der reichsten Län-
der. Seit mehr als 70 Jahren zählt sie zum Kreis der stabilen De-
mokratien. Ihm gehören nur rund drei Dutzend Länder an.1 
Dass die Bundesrepublik dazugehören würde, hatte 1949 nie-
mand erwartet. Zu groß schienen die Erblasten des NS-Staates 
und der Kriegszerstörung zu sein und zu gewaltig die innen- 
und außenpolitischen Herausforderungen des kriegszerstörten 
und geteilten Landes. Dass Deutschlands zweiter Anlauf zur 
Demokratie gelang, nachdem der erste nur von 1918 bis 1933 
gewährt hatte, hat viele Ursachen. Zu ihnen gehört die vollstän-
dige Diskreditierung der NS-Diktatur. Für eine Dolchstoß
legende war im Unterschied zu 1918 kein Platz mehr. Zugute 
kam der Bundesrepublik – als Folge des aufkommenden Ost-
West-Konflikts  – eine weitsichtigere Politik der westlichen 
Siegermächte: Sie öffnete ihr den Weg in die inter- und suprana-
tionalen Organisationen des Westens. Zudem profitierte die 
Bundesrepublik von der abschreckenden Erfahrung der sozialis-
tischen Diktatur, die in der Sowjetischen Besatzungszone und 
ab 1949 in der Deutschen Demokratischen Republik auf den 
Bajonetten der Roten Armee von den Kadern der Sozialisti-
schen Einheitspartei Deutschlands (SED), ihrer Gefolgschaft 
und Mitläufern auf- und ausgebaut wurde. Zur Verwurzelung 
der Demokratie in der Bundesrepublik trug das Wirtschafts-
wunder bei, der steile Wirtschaftsaufschwung vor allem der 
1950 er und 1960 er Jahre. Er machte die Wahlkampfformel 
«Wohlstand für alle» des Bundeswirtschaftsministers Ludwig 
Erhard für die große Mehrheit der Bürger fassbar: Die Beschäf-
tigung wuchs, die Zahl der Arbeitslosen sank, die Erwerbsein-
kommen stiegen, die Konsumchancen wurden größer, und der 
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Auf- und Ausbau der Sozialpolitik und andere Marktkorrektu-
ren von der Agrar- bis zur Wohnungspolitik erhöhten den Le-
bensstandard auch bei denen, die mit marktwirtschaftlichen 
Mitteln allein nicht mitgekommen wären.

Der Demokratieverwurzelung kam die Verfassung zugute: 
das Grundgesetz vom 23.5.​1949 mitsamt seinen späteren Ände-
rungen. Das Grundgesetz – sein Name sollte das Provisorium 
bis zur Wiedervereinigung der beiden deutschen Staaten beto-
nen – ist eine antitotalitäre Staatsverfassung. Seine Leitideen – 
Machtaufteilung, Gewaltenteilung, Bindung der Staatsgewalten 
an das Gesetz und Grundrechtsschutz – und die Rechtsprechung 
des 1951 gegründeten Bundesverfassungsgerichts begrenzen 
den Handlungsspielraum der Politik stärker als in vielen ande-
ren Demokratien. Aus diesem Grunde erlaubt die Staatsverfas-
sung besonders aufschlussreiche Einblicke in den politischen 
Betrieb des Landes. Deshalb beginnt die Erkundung der Politik 
in der Bundesrepublik Deutschland bei ihrem verfassungspoliti-
schen «Überbau» – nicht bei ihrer gesellschaftlichen und wirt-
schaftlichen Basis.

1.  Rechtsstaat, Republik, Demokratie, Bundesstaat, 
Sozialstaat und offener Staat

Sechs Vorgaben schrieben die Architekten des Grundgesetzes – 
allen voran Vertreter der Länder und im Hintergrund die west-
lichen Alliierten  – für den politischen Betrieb im Lande fest: 
Rechtsstaat, Republik, Demokratie, Bundesstaat, Sozialstaat 
und offener Staat.

Rechtsstaat.  Mit dem Rechtsstaat knüpften die Verfassungs-
geber an liberaldemokratische verfassungspolitische Traditio-
nen an. Rechtsstaat heißt Bindung der Staatsgewalten an Ver-
fassung und Gesetz – nicht an Vorgaben einer Staatspartei, wie 
in der DDR, oder an den Führerbefehl, wie in der national-
sozialistischen Diktatur. Rechtsstaat heißt ferner Trennung der 
Staatsgewalten  – Exekutive, Legislative und Judikative  – im 
Unterschied zu ihrer Konzentration, wie in autoritären oder to
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talitären Staaten. Rechtsstaat bedeutet zudem richterliche Nach
prüfbarkeit der Handlungen der Legislative und Exekutive 
durch fachgeschulte unabhängige Richter, nicht durch willfäh-
rige Laienrichter. Der Rechtsstaat ist der Gegenbegriff zum Ge-
walt-Staat: Rechtliche Zähmung und geordnete Einhegung der 
politischen Gewalt ist seine Leitidee. Das soll vor der Entwick-
lung der Staatsverfassung zum Leviathan, dem autoritären 
Staat, oder zum Behemoth, dem Staat des Bürgerkriegs, schüt-
zen, um Thomas Hobbes’ Staatslehre in Erinnerung zu rufen. 
Zudem soll der Rechtsstaat ein «sozialer Rechtsstaat» sein, so 
der Artikel 28 I des Grundgesetzes. Eine folgenreiche Weichen-
stellung! Denn der soziale Rechtsstaat sieht im Unterschied zum 
liberalen Rechtsstaat nicht nur den Schutz der Freiheits- und 
Eigentumsrechte vor, sondern auch Eingriffe in die Güterord-
nung zwecks sozialen Ausgleichs!

Republik.  Das Grundgesetz schreibt zudem eine Republik 
vor. Das bedeutet eine nichtdespotische Herrschaftsordnung, 
einen Freistaat, der die Staatsgewalt an die Verfassung bindet 
und auf Volkssouveränität beruht. Und es bedeutet eine Staats-
form, in der die Regierungen durch Wahlen für eine begrenzte 
Zeitspanne bestellt werden – im Unterschied zur Monarchie, in 
der die Staatsführung durch Erbfolge oder Wahl in der Regel 
auf Lebenszeit vergeben wird.

Demokratie.  Die im Grundgesetz vorgeschriebene Staatsver-
fassung verlangt außerdem eine Demokratie mit parlamentari-
schem Regierungssystem, also mit einer Regierung, die aus dem 
Parlament hervorgeht und von ihm abberufen werden kann. 
Das ist die Absage an die Präsidialdemokratie wie in den USA 
und die Abgrenzung zum Semipräsidentialismus, in dem ein Re-
gierungschef und ein einflussreicher Staatspräsident koexistie-
ren. Zudem hat die Repräsentativdemokratie Vorfahrt – nicht 
die Direktdemokratie wie in der Schweiz. Überdies gewährt das 
Grundgesetz erstmals in der deutschen Verfassungsgeschichte 
den Parteien eine aktive Rolle in der Politik: «Die Parteien wir-
ken bei der politischen Willensbildung des Volkes mit», heißt es 
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im Artikel 21 des Grundgesetzes. Im Unterschied zur Weimarer 
Reichsverfassung sieht dieser Artikel im Sinne der «abwehr-
bereiten Demokratie» strenge Auflagen für die Parteien vor – 
wie innerparteiliche Demokratie, öffentliche Rechenschaft über 
Herkunft und Verwendung ihrer Finanzierungsmittel sowie 
verfassungskonformes Tun und Lassen ihrer Anhänger. Die 
Demokratie der Bundesrepublik beruht zudem auf Grundrech-
ten, auf der Anerkennung freiheitlicher Bürgerrechte und der 
Menschenrechte. Die Grundrechtsbindung zieht enge Grenzen 
für die Staatsgewalten und den Demos, das stimmberechtigte 
Staatsvolk: Auch sie müssen die Grundrechte respektieren.

Bundesstaat.  Ebenso wichtig ist die verfassungspolitische 
Vorgabe eines Bundesstaates. Mehr noch: Die Verfassungsgeber 
versahen den Bundesstaat mit einer Ewigkeitsgarantie. Dieser 
Staat ist polyzentrisch. Er besteht aus den Bundesländern und 
ihrem Zusammenschluss im Bund – im Unterschied zum Ein-
heitsstaat, wie in Großbritannien, Frankreich oder Schweden, 
der diese vertikale Machtaufteilung nicht kennt. Mit dem Bun-
desstaat knüpften die Verfassungsgeber an Staatstraditionen 
an, die im deutschsprachigen Raum tief verwurzelt sind: vor al-
lem Machtaufteilung, Minderheitenschutz und Integration he-
terogener Gesellschaften  – bei Wahrung relativer Autonomie 
und gesicherter Mitwirkungsrechte der Gliedstaaten. Auf Bun-
desebene wirken die Länder mit großem Einfluss an der Gesetz-
gebung des Bundes mit, und zwar über den Bundesrat. Im Bun-
desrat sitzen nicht gewählte Volksvertreter der Länder, wie im 
Senat der USA, sondern Repräsentanten der Länderregierun-
gen.

Soziales Staatsziel.  Ferner gaben die Verfassungsarchitekten 
dem Bundesstaat eine sozialpolitische Verpflichtung mit auf den 
Weg: Er soll ein «sozialer Bundesstaat» sein, so der Artikel 20 
des Grundgesetzes. Die Staatstätigkeit wird durch diese Vorga-
be und andere Verfassungsartikel auf ein «soziales Staatsziel»2 
verpflichtet. Das ist die fünfte Weichenstellung. Vom Sozial-
staatsprinzip ist im Grundgesetz nicht ausdrücklich die Rede, 
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aber präsent ist es dennoch. So fordert der Artikel 20 den «so-
zialen Bundesstaat» und der Artikel 28 verlangt den «sozialen 
Rechtsstaat». Zudem gebietet der Artikel 72 «die Herstellung 
gleichwertiger Lebensverhältnisse im Bundesgebiet».

Offener S taat. S chließlich sieht D eutschlands Staatsverfas-
sung den «offenen Staat»3 vor. Sie berechtigt den Bund, Souve-
ränitätsbefugnisse auf zwischenstaatliche oder supranationale 
Einrichtungen zu übertragen, wie die Europäische Union und 
die NATO oder eine internationale Schiedsgerichtsbarkeit. Im 
Unterschied zu sonstigen Schlüsselentscheidungen war für sol-
che Beschlüsse lange allerdings weder die Zweidrittelmehrheit 
im Bundestag noch die Zustimmung des Bundesrats erforder-
lich. Seit 1992 verlangt jedoch der neue Grundgesetzartikel 23, 
den die Länder der Bundesregierung für ihre Akzeptanz des 
1993 in Kraft getretenen Maastrichter Vertrags abgehandelt ha-
ben, dass zumindest die Übertragung von Hoheitsrechten auf 
die Europäische Union der Zustimmung des Bundesrates be-
darf. Abgerundet wird die Weichenstellung zum offenen Staat 
durch den völkerrechtsfreundlichen Grundgesetzartikel 25. 
Dieser gibt den allgemeinen Regeln des Völkerrechts Vorrang 
vor den nationalen Gesetzen  – im Unterschied zu den anglo-
amerikanischen Demokratien, in denen die nationale Gesetzge-
bung den Vorrang behält. Gewichtige Gründe sprachen für den 
deutschen Sonderweg in dieser Frage: Der offene Staat ermög-
lichte der Bundesrepublik die Aufnahme in die internationale 
Staatengemeinschaft und die Mitgliedschaft in den Bündnissen 
der westlichen Demokratien.

_________________________________________ 
Mehr Informationen zu diesem und vielen weiteren 
Büchern aus dem Verlag C.H.Beck finden Sie unter: 
www.chbeck.de

https://www.chbeck.de/40969429
https://www.chbeck.de/
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